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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

1. Körperschaftsteuer: Dauerverlustgeschäfte im kommunalen Querverbund 
Urteil vom 06.05.2026, Az: I R 5/23  

2. Erbschaftsteuer: Ermittlung der Erbanteile von Amts wegen bei Vorliegen ge-
wichtiger Gründe 
Beschluss vom 29.06.2026, Az: II B 68/25  

3. Bewertung: Berücksichtigung außergewöhnlicher Aufwendungen bei Bewer-
tung von Anteilen im vereinfachten Ertragswertverfahren 
Urteil vom 06.05.2026, Az: II R 2/24  

4. Abgabenordnung: Gebühren bei verbindlicher Auskunft  
Urteil vom 25.02.2026, Az: II R 38/23  

5. Abgabenordnung: Keine Durchbrechung der Akzessorietät im Haftungsrecht 
im Falle der Teilnahme an einer Steuerhinterziehung 
Urteil vom 21.04.2026, Az: VII R 18/24  

6. Gewerbesteuer: Vereinigung mehrerer gewerblicher Betätigungen zu einem 
einheitlichen Gewerbebetrieb nach Hinzuerwerb eines Betriebs 
Urteil vom 28.01.2026, Az: X R 8/23  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Körperschaftsteuer: Dauerverlustgeschäfte im kommunalen Querverbund 

Urteil vom 06.05.2026, Az: I R 5/23 
Übt eine Organgesellschaft ein Dauerverlustgeschäft gemäß § 8 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 
des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) aus, ist nach § 15 Satz 1 Nr. 5 Satz 2 KStG die 
sogenannte Spartenrechnung im Sinne von § 8 Abs. 9 KStG bei der Ermittlung des 
Einkommens des Organträgers durchzuführen (sogenannte Bruttomethode). Im Rah-
men dieser Spartenrechnung dürfen die Verluste aus der dauerdefizitären Tätigkeit der 
Organgesellschaft nicht mit Erträgen aus Wirtschaftsgütern (hier: Immobilienvermö-
gen) verrechnet werden, die zivilrechtlich und steuerrechtlich nicht der die Verlusttä-
tigkeit ausübenden Organgesellschaft, sondern dem --keine dieser Sparte zugehörige 
Tätigkeit ausübenden-- Organträger zugeordnet sind. 
 

  
2. Erbschaftsteuer: Ermittlung der Erbanteile von Amts wegen bei Vorliegen ge-

wichtiger Gründe 
Beschluss vom 29.06.2026, Az: II B 68/25 
1. Finanzbehörden und Finanzgerichte haben regelmäßig von dem Erbrecht auszuge-
hen, wie es im Erbschein angegeben ist. Werden jedoch gewichtige Gründe erkennbar, 
die gegen die Richtigkeit des Erbscheins in tatsächlicher oder rechtlicher Hinsicht 
sprechen, sind sie berechtigt und verpflichtet, das Erbrecht und --bei Miterben-- die 
Erbanteile selbst zu ermitteln (Bestätigung des Urteils des Bundesfinanzhofs vom 
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22.11.1995 - II R 89/93, BFHE 179, 436, BStBl II 1996, 242). 
 
2. Ein gewichtiger Grund für die Ermittlung des Verkehrswerts der Nachlassgegen-
stände kann der Steuerwert eines Nachlassgegenstandes sein, den das Finanzamt auf 
den Zeitpunkt der Steuerentstehung gesondert festgestellt hat. 
 

  
3. Bewertung: Berücksichtigung außergewöhnlicher Aufwendungen bei Bewertung 

von Anteilen im vereinfachten Ertragswertverfahren 
Urteil vom 06.05.2026, Az: II R 2/24 
1. Außerordentliche Aufwendungen im Sinne des § 202 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Buchst. c 
des Bewertungsgesetzes sind solche, die voraussichtlich den künftig nachhaltig erziel-
baren Jahresertrag nicht beeinflussen. Unerheblich ist, ob sie im gewöhnlichen Ge-
schäftsbetrieb anfallen. 
 
2. Ob es sich bei Aufwendungen um "außerordentliche" Aufwendungen handelt, ist 
aufgrund einer Gesamtwürdigung der konkreten Umstände des Einzelfalls zu prüfen. 
Dabei sind der Rechtsgrund der Entstehung der Aufwendungen, die Häufigkeit der 
Aufwendungen und die Höhe der Aufwendungen im Verhältnis zu ähnlichen, im ge-
wöhnlichen Geschäftsverkehr früher angefallenen Aufwendungen zu berücksichtigen. 
 

  
4. Abgabenordnung: Gebühren bei verbindlicher Auskunft  

Urteil vom 25.02.2026, Az: II R 38/23 
1. Für jeden einzelnen Antrag auf Erteilung einer verbindlichen Auskunft nach § 89 
Abs. 2 Satz 1 der Abgabenordnung (AO) 2006 kann eine Gebühr nach § 89 Abs. 3 
Satz 1 AO 2011 erhoben werden (Fortführung von Urteil des Bundesfinanzhofs --
BFH-- vom 27.11.2019 - II R 24/17, BFHE 267, 292, BStBl II 2020, 528, Rz 19; Ab-
grenzung von BFH-Urteil vom 03.07.2025 - IV R 6/23, BFHE 289, 554). 
 
2. Wie viele Anträge auf verbindliche Auskunft gestellt sind, richtet sich nach dem zu-
grundeliegenden Sachverhalt. Als Sachverhalt ist das vom Antragsteller geplante Vor-
haben zu verstehen. Dieses Vorhaben ist nicht auf einzelne Tatsachen oder ein einzel-
nes steuerrechtlich bedeutsames Tatbestandsmerkmal beschränkt, sondern erfasst ei-
nen einheitlichen Lebensvorgang. 
 
3. Auskunftsgebühren nach § 89 Abs. 3 AO unterliegen nicht der Festsetzungsverjäh-
rung. 
 
4. Die Gebührenerhebung als solche ist verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Ihr 
steht grundsätzlich auch nicht entgegen, dass ein Auskunftsantrag abgelehnt wird 
("Negativauskunft"). 
  
 

  
5. Abgabenordnung: Keine Durchbrechung der Akzessorietät im Haftungsrecht im 

Falle der Teilnahme an einer Steuerhinterziehung 
Urteil vom 21.04.2026, Az: VII R 18/24 
Die in § 191 Abs. 5 Satz 2 der Abgabenordnung geregelte Durchbrechung der Ak-
zessorietät gilt nicht für den Haftungsschuldner, der an einer Steuerhinterziehung oder 
Steuerhehlerei lediglich teilgenommen hat. 
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6. Gewerbesteuer: Vereinigung mehrerer gewerblicher Betätigungen zu einem ein-
heitlichen Gewerbebetrieb nach Hinzuerwerb eines Betriebs 
Urteil vom 28.01.2026, Az: X R 8/23 
1. Übt eine natürliche Person mehrere gewerbliche Tätigkeiten aus, kann es sich ge-
werbesteuerlich in Abhängigkeit von der Gleichartigkeit oder Ungleichartigkeit der 
Betätigungen sowie von ihrem wirtschaftlichen, organisatorischen und finanziellen 
Zusammenhang um einen Betrieb oder mehrere selbständige Betriebe handeln. 
 
2. Handelt es sich nicht um eindeutig gleichartige oder eindeutig ungleichartige Betäti-
gungen, ist im Einzelfall von einem Kontinuum allmählich zunehmender Anforderun-
gen an den Grad des wirtschaftlichen, organisatorischen und finanziellen Zusammen-
hangs in Abhängigkeit vom zunehmenden Grad der Verschiedenartigkeit der Betäti-
gungen auszugehen (Festhalten am Senatsurteil vom 17.06.2020 - X R 15/18, BFHE 
269, 330, BStBl II 2021, 157, Rz 26). 
 
3. Auch im Fall eines Hinzuerwerbs eines bislang selbständigen Betriebs bedarf es ei-
ner solchen Prüfung des wirtschaftlichen, organisatorischen und finanziellen Zusam-
menhangs. 
 
4. Das Finanzgericht hat seine Prüfung des wirtschaftlichen, organisatorischen und fi-
nanziellen Zusammenhangs gewerblicher Tätigkeiten einer natürlichen Person auf von 
ihm festgestellte Tatsachen zu stützen; Vermutungen reichen nicht aus. 
  
  

 

 


